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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Absch rif t 

Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den 

Vorsitzenden des 
V er mittlungsaussdiusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 98. Sitzung 
am 19. Dezember 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 27. November 1952 verabschiedeten 

Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 

— Nrn. 2158, 3822 der Drucksachen — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


gez. Dr. Reinhold Maier 


Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 3. Dezember 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Reinhold Maier 


Druck; Bonner Unlversitäts-BuChdruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 3Qi 
und Wiesbaden, Nietzschestrafle 1 



BUNDESRAT 


Anlage 


Entwurf eines Wohnraumbewirtsdiaftungsgesetzes 


1. In § 7 Abs. 3 Zeile 3 und 4 ist der Halb- 
satz „wenn ein Wohnungstausch stattge- 
funden hat“ zu streichen. 

Begründung: 

Der Genehmigungsvorbehalt für den Woh- 
nungstausch muß aufrecht erhalten blei- 
ben, weil sonst die Bindung der öffentlich 
geförderten Wohnungen überhaupt außer 
Kontrolle geriete, und weil zu Mißbräu- 
chen des Tausches, wie sie schon bisher in 
großem Umfange zu verzeichnen waren, 
noch mehr angereizt würde. 

Entsprechend ist § 12 Abs. 3 Budistabe b 
zu streichen. 

Begründung: wie vorstehend. 

2. § 15 Abs. 1 Satz 1. Es wird folgende Fas- 
sung beantragt: 

„Die Wohnungsbehörden können ver- 
langen, daß der Verfügungsberechtigte 
mit einem bestimmten oder einem von 
mehreren zur Auswahl benannten Woh- 
nungsuchenden binnen einer angemes- 
senen Frist ein Rechtsverhältnis verein- 
bart, das den Wohnungsuchenden zur 
Benutzung von Wohnraum und zur 
Benutzung oder Mitbenutzung von 
Küchen, Nebenräumen, Flächen, Ein- 
richtungen und Anlagen berechtigt (Zu- 
weisung).“ 

Entsprechend ist § 15 Abs. 6 zu streichen. 
Zum mindesten müßte er jedoch folgende 
Fassung erhalten: 

„Das Auswahlrecht darf nur aus be- 
sonderen Gründen versagt werden. Die 
Gründe sind dem Verfügungsberechtig- 
ten bekanntzugeben.“ 

Begründung: 

Absatz 6 kann in der vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Fassung deswegen 
nicht bestehen bleiben, weil der Verwal- 
tungsrechtsstreit über die Voraussetzung 
der „außergewöhnlichen Umstände“ die 
Wohnungsbehörden weitgehend hindern 
würde, und vor allem, weil überhaupt 
keine Rechtsgrundlage dafür bestünde, 
nicht genehme, wenn auch zumutbare 
Wohnungsuchende in ein unbefristetes 
Mietverhältnis zu bringen. 

3. § 18 Abs. 2 soll folgende Fassung erhalten: 

„(2) Als zweckbestimmter Wohnraum 
sind insbesondere anzusehen Dienst- 


wohnungen, sonstige für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes bestimmte 
Wohnungen, Werks- und Betriebswoh- 
nungen, von gewerblichen oder land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben ge- 
förderte Wohnungen, für den Heim- 
stätter bestimmte Wohnungen In Reichs- 
heimstätten, für den Kleinsiedler be- 
stimmte Wohnungen in öffentlich ge- 
förderten Kleinsiedlungen und Woh- 
nungen sowie Wohnräume auf Grund- 
stücken mit gewerblichen oder land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben, die 
für den Betriebsinhaber, Betriebsleiter 
oder für land- oder forstwirtschafellche 
Betriebsangehörige bestimmt sind.“ 

Begründung: 

In ländlichen Verhältnissen wohnen die 
Betriebsangehörigen In der Regel nicht in 
Werks- oder Bfetriebswohnungen, sondern 
im Bauernhaus in Hausgemeinschaft mit 
dem Betriebsinhaber (Betriebsleiter). Der 
für diesen Personenkreis bestimmte Wohn- 
raum muß Im Rahmen des § 18 in gleicher 
Weise behandelt werden wie der Wohn- 
raum des Betriebsinhabers oder Betriebs- 
leiters und die eigentlichen Werks- und Be- 
triebswohnungen. Der Bundestag hat die- 
sem Tatbestand offensichtlich auch Rech- 
nung tragen wollen, scheint aber davon 
ausgegangen zu sein, daß diese Fälle durch 
die Privilegierung der Werks- und Be- 
triebswohnungen bereits erfaßt seien. Dies 
ist indessen nicht der Fall; insbesondere 
läßt sich die Privilegierung auch nicht aus 
§ 18 Abs. 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 3 
herleiten, da die land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebsangehörigen In den 
ihnen zur Verfügung gestellten Räumen 
häufig nicht ihr „häusliches Leben“ führen. 

4. In § 4 Abs. 1 sind nach dem Wort „Rechts- 
verordnung“ die Worte einzufügen „mit 
Zustimmung des Bundesrats“. 

Begründung: 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrats. Nach Artikel 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes bedürfen auch Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund * von Zustim- 
mungsgesetzen ergehen, der Zustimmung 
des Bundesrats. Dies sollte der bisherigen 
Praxis entsprechend im Gesetz auch aus- 
drücklich gesagt werden. 



